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Zuriſtiſch-Caſuiſtiſches aus dem üſterreichiſchen Ge- 
meinderechte. 
Von J. U. Dr. Rudolf Korb in Prag. 
. 
Die Ausweiſung aus der Gemeinde durch die Gemeinde. 
(Fortſetzung.) 


Glauben wir in dem Vorſtehenden nachgewieſen zu haben, daß 
die Ausweiſungsbefugniß dem übertragenen Wirkungskreiſe angehöre 
und eine ſtaatliche Function der Gemeinde tft, jo kommt es nun dar⸗ 
auf an, hieraus die praktiſchen Folgerungen abzuleiten. Dieſe ſind, 
daß dem Gemeindevorſteher die ausſchließliche Handhabung der 
Ausweiſung aus der Gemeinde zuſteht, weil der Gemeindevorſteher die 
Geſchafte des übertragenen Wirkungskreiſes der Gemeinde beſorgt. 
Nur wenn die Art der Ausführung der Gemeinde überlaſſen wird, 
iſt der Gemeindevorſteher in dieſer Beziehung an den Beſchluß des 
Ausſchuſſes gebunden, was aber in dem vorliegenden Falle nicht ftatt 
hat. Deshalb gebraucht auch der Ausweiſungsparagraph den Ausdruck 
Verfügung im Gegenſatze zu Beſchluß und Entſcheidung, denn der 
Gemeinde-Ausſchuß, welcher kein vollziehendes Organ iſt, verfügt nicht. 
Auch dort, wo von dem ſtaatlichen Aufſichtsrechte die Rede iſt, ſpricht 
das Geſetz von Beſchlüſſen des Ausſchuſſes und von Verfügungen des 
Gemeindevorſtandes. 

8 Da nun in Geſchäften des übertragenen Wirkungskreiſes Be⸗ 
ſchwerde und Berufung an die autonomen Organe ausgeſchloſſen iſt, 
indem dieſelbe an die ſtaatlichen Orzane unmittelbar geht, ſo ſteht 
eſt, daß gegen Verfügungen des Gemeindevorſtehers auf Grund des 
Ausweiſungsparagraphen die Beſchwerde an den Gemeinde-Ausſchuß 
unzuläſſig iſt. Die Praxis, welche eben dadurch, daß ſie die Beſchwerde 
an den Gemeinde⸗Ausſchuß zuläßt, ausspricht, daß ſie die Ausweiſung 
dem ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe vindieirt, iſt daher eine umichtige. 
Die Beſchwerde muß unmittelbar gegen die dem Gemeindevorſteher 
ausſchließlich zuſtehende Ausweiſungsverfügung an die politiſche Be⸗ 
zirksbehörde gerichtet werden. Irgend welche Beſchwerde an Gemeinde⸗ 
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Bezirks⸗ und Landesausſchuß iſt ausgeſchloſſen. Der weitere Inſtanzen⸗ 
zug geht ſelbſtverſtändlich gegen die Entſcheidung der Bezirksbehörde 
an die politiſche Landesſtelle. 

Hier angelangt, müſſen wir jedoch wiederum eine von der Praxis 
abweichende Meinung vertreten und behaupten, daß im Falle, als die 
Entſcheidung der Bezirksbehörde von der Landesſtelle beſtätigt wird, 
eine weitere Berufung an das Miniſterium des Innern ausgeſchloſſen 
iſt. Der § 7 des Schubgeſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. ss. 
ſagt in feinem erſten Abſatze: „Ueber Recurſe gegen Abſchiebungs⸗ und \ 
Abſchaffungserkeuntniſſe entſcheidet der Landeschef, gegen deſſen Ent⸗ 
ſcheidung ein weiterer Recurs unzuläſſig iſt“. Da nun die Ausweiſung 
aus der Gemeinde gegenüber der Abſchaffung ſchlechthin, welche ſogar 
aus dem Geſammtgebiete der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder erfolgen kann und gegenüber der Abſchtebung ein Minns 
iſt, da überdies bei dieſem Minus eine ſtaatliche Inſtanz, nämlich die 
der Gemeinde im übertragenen Wirkungskreiſe, ohnehin mehr iſt, fo 
ſprechen ſchon dieſe Umſtände dafür, die Berufung an das Miniſterium 
des Innern auszuſchließen. Da jedoch der Ausweiſungsparagraph die 
Berufung an die politiſche Bezirksbehörde ſchlechtweg ausſpricht, fo müßte 
trotzdem nach den allgemeinen Grundſätzen des politiſchen Inſtanzenzuges 
auch die Berufung von der Bezirks- an die Landes- und von diefer an die 
Centralbehörde des Miniſteriums des Innern in allen Fällen zugeſtanden 
werden, wenn fie nicht ausdrücklich durch irgend ein Geſetz beſchränkt 
würde. Dies iſt in der That der Fall. Die Verordnung des Mini- 
ſterums des Innern vom 27. October 1859, R. G. Bl. Nr. 190, 
normirt sub 2: „Gegen Entſcheidungen der politifchen Landesbehör⸗ 
den, durch welche Anordnungen oder Erkenntniſſe der Unterbehörden 
beſtätigt worden ſind, findet in folgenden Fällen eine weitere Beru— 
fung an das Miniſterium des Innern nicht mehr ſtatt, wenn es ſich 
2) um einzelne localpolizeiliche Anordnungen und Entſcheidungen han- 
delt“. Es wird nun doch Niemand behaupten wollen, daß durch den 
Beſtand der G. O. die Beſtimmungen über den ordentlichen Re— 
curszug in ſtaatlichen und daher in den der Gemeinde übertragenen 
Angelegenheiten irgendwie abgeändert oder berührt werden. Die 
citirte Beſtimmung aus dem Jahre 1859 ſteht daher nach wie vor 
in Kraft. Läßt daher die Praxis regelmäßig in Gemeinde-Auswei⸗ 
ſungsangelegenheiten fünf Inſtanzen und daher einen vierfachen es 
curszug, und zwar vom Vorſteher an den Ausſchuß, daun an die 
politiſche Bezirks-, Landes⸗ und Reichsbehörde zu, fo freuen wir uns 
an der Hand des Geſetzes dieſen übertriebenen, dem für dieſelbe An⸗ 
gelegenheit im Schubgeſetze normirten Inſtanzenzuge widerſprechen⸗ 
den Beſchwerdezug auf drei Inſtanzen gemindert zu haben. 

y Die Recursfriſt gegen die Entſcheidung der politiſchen Bezirks⸗ 
behörde iſt die durch die Miniſterialverordnung vom 17. März 1855, 
R. G. Bl. Nr. 52, § 92 allgemein feſtgeſetzte von 14 Tagen, da⸗ 
gegen fehlt es an einer geſetzlichen Beſtimmung über die Recursfriſt 
gegen die Verfügung des Gemeindevorſtehers. 

Eine weitere Competenzfrage iſt die, ob es dem Gemeindevor⸗ 
ſteher zuſtehe, wenn eine Gemeinde aus mehreren Orten beſteht, ein 


Individuum nur aus einem Orte auszuweiſen, ihm dagegen den Auf- 
enthalt in dem übrigen Gebiete zu gewähren? 

Der Ausweiſungsparagraph ſteht dem durch feine negative Faf⸗ 
ſung nicht entgegen, dafür ſpricht, daß eine ſolche Ausweiſung die 
perſönliche Freiheit weniger beſchränkt als die aus der ganzen Ge⸗ 
meinde. Einen weiteren Anhaltspunkt für die Beurtheilung dieſer 
Frage gewährt der 2. Abſatz des § 2 des Schubgeſetzes, wornach 
die Abſchaffung dann einzutreten hat, wenn die Gefährdung der 
öffentlichen Intereſſen, zu deren Schutze die Abſchiebung beſtimmt iſt, 
vorzugsweiſe nur für den Ort beſteht, aus welchem die Perſon ent⸗ 
fernt werden ſoll. Nun iſt beiſpielsweiſe der Begriff der Beſcholten⸗ 
heit ein ſolcher, der möglicher Weiſe nur für einen Ort beſtehen kann, 
wo man ſich eben durch ſein Auftreten unmöglich gemacht hat. Wir 
müſſen daher die Frage bejahen. 

Wir. gelangen nun zur Zuſtändigkeit. 

Zuſtändig iſt Jedermann, der ſich nicht eines beſonderen Ge— 
richtsſtandes erfreut, als die dem Oberſthofmarſchallamte unterwor- 
fenen, die Exterritorialen, das der Militärjurisdictiou unterſtehende 
Militär. Der Ausweiſungscompetenz unterſtehen, wie oben bereits be— 
merkt wurde, auch Ausländer. 

Dies vorausgeſetzt wird die Zuſtändigkeit durch die Thatſache 
des Aufenthaltes allein begründet, und zwar iſt hiezu nicht einmal 
erforderlich, daß man ſeinen Aufenthalt in dem Gemeindegebiete be— 
reits genommen habe, ſondern es genügt die Abſicht, in dem Ge- 
meindegebiete ſeinen Aufenthalt nehmen zu wollen, weil das Geſetz 
kurzweg den Ausdruck „Aufenthalt verweigern“ braucht und man wohl 
nicht ausweiſen kann, wo Jemand noch nicht darin iſt, wohl 
aber etwas verweigern kann, was Jemand noch gar nicht hat, fon. 
dern erſt haben will. Prineipiis obsta wird hier der richtigere Grund— 
ſatz der Gemeindepolitik fein. 

Iſt Aufenthalt hier der rein factiſche Begriff oder nähert er 
ſich dem Wohnorte? Obwohl in unſerer politiſchen Geſetzgebung Fälle 
vorkommen, in welchen das Geſetz den Ausdruck Aufenthalt gebraucht, 
ohne nur an ein rein factiſches Verhältniß zu denken, (fo der Auf⸗ 
enthalt des § 12 lit. b des Geſetzes vom 17. März 1849), jo muß 
doch in dem vorliegenden Falle an das rein factiſche Verhältniß ge⸗ 
dacht werden, weil doch die Spitze der Ausweiſung gegen Vagabun⸗ 
den gerichtet iſt, die eben gar keinen Wohnſitz haben. 

Betrachten wir die Ausweiſungsgründe. 

Unter einem Ausweiſe über die Heimatberechtigung 
iſt nur ein ſolches Document zu verſtehen, welches entweder nach dem 
Geſetze von der Heimatbehörde auszuſtellen iſt oder nach Vorſchrift 
des Geſetzes die Rubrik Heimatgemeinde ausgefüllt haben muß. Hieher 
gehört in erſter Linie der Heimatſchein. Neben dem Heimatſcheine üben 
dieſe Function nur mehr Arbeits- und Dienſtbotenbücher, dagegen 
nicht Päſſe (Paßkarten), Legitimationskarten und Hauſirpäſſe. 

Nach dem Anhange zu dem kaiſerlichen Patente vom 20. De: 
cember 1859, R. G. Bl. Nr. 227 von den Arbeitsbüchern, wird 
das Arbeitsbuch von der politiſchen Behörde des Aufenthaltsortes 
ausgefertigt, welche, wenn ſie nicht zugleich Heimatbehörde iſt, der 
letzteren davon Kenntniß gibt. Das dieſem Anhange beigedruckte For⸗ 
mulare für die Ausfertigung der Arbeitsbücher enthält als 4. Rubrik 
die Heimatgemeinde. Durch eine Miniſterialverordnung aus dem Jahre 
1866, betreffend die Geſchäftsvereinfachung im politiſchen Verwaltungs⸗ 
dienſte iſt jedoch die nach der Gewerbeordnung den politiſchen Behörden 
zuſtehende Ausſtellung der Arbeitsbücher der Gemeinde zugewieſen 
worden. Auf den erſten Blick ſcheint dieſe Beſtimmung keine Rechts⸗ 
beſtändigkeit zu haben, da es wohl ein allgemein anerkannter Satz ift, 
daß Geſetze, worunter die Gewerbeordnung zweifelsohne zaͤhlt, durch 
Verordnungen nicht abgeändert werden können. Aber nicht nur könnte 
man die Gemeinde im übertragenen Wirkungskreiſe unter die poli⸗ 
tiſchen Behörden ſubſumiren, ſondern, was in dem vorliegenden Falle 
das Richtige iſt, es iſt auch durch die Gemeindeordnungen die Arbeits⸗ 
polizei den Gemeinden im felbftftändigen Wirkungskreiſe eingeräumt 
worden, ſo daß die miniſterielle Verfügung nur als die Durchführung 
der ſchon durch die Gemeindegeſetze erfolgten Derogirung der betreffenden 
Beſtimmung der Gewerbeordnung erſcheint. | 

Das Dienſtbotenbuch wird von dem Gemeindevorſteher der Heimat- | 
gemeinde ausgefolgt. Iſt der Vorſteher der Heimatgemeinde nicht zugleich 
Vorſteher jener Gemeinde, in welcher der Dienſtbote ſich aufhält, ſo hat er 
ſich auf Anſuchen des Letzteren an den Vorſteher der Heimatgemeinde um 
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die Ermächtigung zur Ausfertigung des Dienſtbotenbuches zu wenden. So 
die Dienſtbotenordnung für Böhmen mit Ausſchluß von Prag vom 7. April 
1866, L. G. Bl. Nr. 11. Dies gilt jedoch auch in andern Kronländern, 
3. B. § 34 der Dienſtbotenordnunz für das flache Land im Erzher⸗ 
zogthume Oeſterreich unter der Enns vom 1. Juli 1856 (L. G. Bl. 
II. Abtheilung Nr. 12), welcher Paragraph analog der Gemeindeord⸗ 
nung die Ausſtellung der politiſchen Behörde zuweiſet. Nachdem aber 
durch die Gemeindeordnung die Handhabung der Dienſtbotenordnung 
der Gemeinde zugewieſen tft, fteht derſelben nunmehr auch im Geltungs⸗ 
gebiete dieſer Dienſtbotenordnung die Ausſtellung der Dienſtboten⸗ 
bücher zu. 

Dagegen erſcheint weder der Paß (Paßkarte) noch die Legitima⸗ 
tionskarte als Schutz gegen die Ausweiſung, da nach der Miniſterial⸗ 
kundmachung vom 10. Mai 1867, R. G. Bl. Nr. 80, welche die 
Zuſammenfaſſung der zu dieſem Zeitpunkte in Kraft beſtehenden paß⸗ 
polizeilichen Vorſchriften enthält, zur Ausſtellung beider Arten von 
Ausweisdocumenten die politiſchen Behörden des Wohnſitzes com— 
petent find ($$ 1 und 5). Demgemäß wird auch die Rubrik Heimat, 
gemeinde in dieſe Documente nicht aufgenommen ($$ 20 und 23). 

Die in Rede ſtehende Miniſterialkundmachung enthält auch die 
Beantwortung der oben aufgeworfenen Frage, wie ſich Ausländer über 
ihre Heimatberechtigung auszuweiſen haben. Der 8 9 definirt: „Jeder 
Ausländer, welcher ſich in den öſterreichiſchen Katſerſtaat begibt, muß 
mit einem ordnungsmäßigen Reiſepaſſe nach Vorſchrift des § 22 oder 
min deſtens mit einer von der competenten Behörde feines Heimat— 
landes ausgeſtellten Urkunde verſehen ſein, welche über den Vor- und 
Zunamen, den Charakter oder die Beſchäftigung und den Zuſtändig⸗ 
keitsort des Reiſenden vollen Aufſchluß gewährt“, und der eitirte 
§ 22 ſagt: „Reiſepäſſe oder überhaupt zu Perſonalausweiſen auf Reiſen 
benützte Urkunden ($ 9), welche von ausländiſchen Behörden herrühren, 
müſſen jedenfalls ſo beſchaffen ſein, daß ſie den Anforderungen des 
$ 9 genügen“. Der von der ausländiſchen Behörde ausgeftellte Paß 
deckt daher jedenfalls gegen die Ausweiſung mangels Heimatausweiſes, 
obwohl derſelbe entgegen der ſtillſchweigenden Vorausſetzung des § 9 
in den meiſten Fällen einen Zuſtändigkeitsort im Sinne unſerer Geſetze 
nicht enthalten wird. 

In Frankreich und in England gibt es überhaupt kein Heimat⸗ 
recht in unſerem Sinne, in Deutſchland hat es mit der Freizügigkeit 
und dem Unterſtützungswohnſitze ſeine Bedeutung verloren. Die ordnungs⸗ 
mäßig ausgeſtellten Päſſe werden daher lediglich den Wohnort ent⸗ 
halten und es muß ſich damit begnügt werden, weil man ſonſt zu 
dem Abſurdum käme, daß der Aufenthalt von mit ordnungsmäßigen 
Päſſen verſehenen Ausländern in Oeſterreich lediglich von dem Belieben 
der einzelnen Gemeindevorſteher abhänge. Ueberdies kommt auch zu beachten, 
daß der § 9 ſich des Ausdruckes „Zuſtändigkeitsort“ bedient, und dies 
dem Worte nach ein proceſſualer Begriff iſt und allerdings die ad⸗ 
miniſtrative Zuſtändigkeit im Allgemeinen durch den Wohnort bedingt 
wird. Wir glauben aber trotzdem, daß die Kundmachung hier an den 
Heimatort gedacht hat, da unſere politiſch adminiſtrative Geſetzester⸗ 
minologie unter Zuſtändigkeit die Heimatberechtigung verſteht. (Ver⸗ 
gleiche das im Geſetzeswege feſtgeſtellte Formulare der oben eitirten 
böhmiſchen Dienſtbotenordnung.) 

Der öffentlichen Mildthätigkeit zur Laſt fallen. Dieſer 
Umſtand liegt unſeres Erachtens nur in zwei Fällen vor und zwar: 
1. im Falle des Bettelns und 2., wenn die Verpflichtung der Auf— 
enthaltsgemeinde zur nöthigen Unterſtützung auswärtiger Armen im 
Falle augenblicklichen Bedürfniſſes eintritt. Arme daher, welche die 
fortdauernde häusliche Unterſtützung einzelner Privaten oder eine ftif- 
tungsmäßige oder auf beſonderen Titeln beruhende Armenunterftüßung 
genießen, können aus dem in Rede ſtehenden Grunde der Ausweiſung 
nicht verfallen. Gegen das Betteln Auswärtiger iſt die Ausweiſung das 
energiſcheſte Mittel. Das Hintanhalten des Bettelns iſt dem Gemeinde— 
vorſteber zur Pflicht gemacht (fo § 4 des böhmiſchen Landesgeſetzes 
vom 3. December 1868, L. G. Bl. Nr. 59, dazu der Abſatz 6); 
wird daher ein Auswärtiger beim Betteln betreten, ſo kann er ſofort 
vom Gemeindevorſteher ausgewieſen werden. 


(Fortſetzung folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Beurtheilung der unbefugten Auk wanderung. 


Dr. H., Advocat in E., hat in Vollmacht des nach America 
ausgewanderten Anton M. einverſtändlich mit dem Curator des Lebz⸗ 
teren, dem Notar J., am 20. Februar 1874 bei dem Bezirksgerichte 
in G. eine Eingabe eingebracht, worin angeführt wird: „Die Finanz⸗ 
procuratur habe unterm 12. October 1867 die Klage gegen Anton 
M. wegen unbefugter Auswanderung eingebracht, jedoch mit Ein- 
schreiten vom 16. Jänner 1868 die Verhandlung hierüber in suspenso 
belaſſen. Da jedoch nach dem Staatsgrundgeſetze vom 21. September 
1867, Nr. 142 N., G. Bl. Art. 4 die Freiheit der Auswanderung 
von Staats wegen nicht beſchrankt und ſomit das Meritum der Klage 
gegenſtandslos geworden ſei, ſo dürfte die Finanzprocuratur von der 
Klage gänzlich abzulaſſen geneigt fein, weßhalb die Bitte geſtellt 
werde, das Bezirksgericht wolle die Finanzprocuratur zur Aeußerung 
1 ob dieſelbe geneigt wäre, von der Klage zur Gänze abzu⸗ 
laſſen“. 

Die Finanzprocuratur hat dieſe ihr zur Aeußerung zugeſtellte 
Eingabe der Statthalterei zur Schlußfaſſung vorgelegt und die Statt⸗ 
halterei unterbreitete ſie nun dem Miniſterium zur Schlußfaſſung. 

Die Finanzprocuratur berief ſich auf den an die Statthalterei 
gerichteten Bericht vom 8. Jänner 1868, 3. 32.651, worin die 
Mehrheit des Gremiums der Finanzprocuratur die Anſicht vertrat, 
daß gemäß § 1 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
Nr. 142 das Auswanderungspatent inſolange in Kraft verbleibe, 
bis es ausdrücklich behoben oder durch ſpätere Geſetze abgeändert 
wird, daß fortan noch zur Auswanderung die Bewilligung bei den 
politiſchen Behörden angeſucht werden müſſe, daß ohne dieſe Bewilli⸗ 
gung Auswandernde als unbefugte Auswanderer zu behandeln und zu 
beſtrafen ſind, daß hiernach das Verfahren gegen die bereits unbefugt 
Ausgewanderten nach dem Auswanderungspatente einzuleiten, bezie⸗ 
hungsweiſe fortzuführen ſei, daß aber das Verfahren gegen unbefugt 
Ausgewanderte, welche der Wehrpflicht nicht unterliegen, auf Ein 
Jahr zu ſiſtiren wäre, um die nachträgliche Erwirkung des Auswan⸗ 
derungsconſenſes zu ermöglichen, wogegen die Proceſfe gegen ſolche 
Auswanderer, welche der Wehrpflicht unterliegen, unaufgehalten fort- 
zuführen wären. 

Die Statthalterei hatte in ihrem damaligen Berichte an das 
Miniſterium die Anſicht vertreten, daß mit Hinblick auf § 1 des 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, 
jene Geſetze, welche das Auswanderungsverfahren regeln, auch fortan 
und inſolange in Kraft zu bleiben haben, als ſie nicht im verfaſſungs⸗ 
mäßigen Wege abgeändert werden und daß durch die Beſtimmung 
des § 4 des bezogenen Staatsgrundgeſetzes die im § 3 des Aus- 
wanderungspatentes vom 24. März 1832 vorgezeichneten Auswan⸗ 
derungsbedingungen, welche auch die Beſchränkung wegen Wehrpflicht 
enthalten, nicht aufgehoben ſeien. Die Statthalterei hatte damals aber 
weiter erklärt, daß ſie dem Antrage der Finanzprocuratur auf Siſti⸗ 
rung der im Zuge befindlichen Auswanderungsproceſſe nicht beiſtimmen 
könne, weil einerseits die Staatsgrundgeſetze, ſelbſt wenn ſie die bis⸗ 
herigen Auswanderungsvorſchriften abändern ßollten, keine rück⸗ 
wirkende Kraft haben und anderſeits die unbefugt Ausgewan⸗ 
derten kaum um die Auswanderungsbewilligung nachträglich eiu— 
ſchreiten dürften. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 20. Juni 1874, 
3. 6818 unter Hinweiſung auf den Normalerlaß vom 3. Juni 1868, 
Z. 7201 der Statthalterei bedeutet, „daß bei dem Umſtande, als nicht 
wehrpflichtige Perſonen männlichen Geſchlechtes und Frauensperſonen, 
welche auswandern wollen, dermalen keiner Auswanderungsbewilligung 
bedürfen und wehrpflichtige Civilperſonen, welche ohne Bewilligung 


auswandern, nicht mehr die Rechtsfolgen des Auswanderungspatentes 


f - 2 { 
von 24. März 1832, ſondern die Folgen des Wehrgeſetzes treffen, 
ven der Klage gegen Anton M. wegen unbefugter Auswanderung 


abzulaſſen tft“. . 
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Notizen. 


(Zur Verwaltungsrechtspflege in Baden). Ju der „Zeitſchrift für 
bad. Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege“ bringt der Präſident des bad. Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes L. Renk einen Ueberblick über das erſte Jahrzehnt der badiſchen 
Verwaltungsorganiſation. Er beſpricht darin den befriedigenden Erfolg einer zehnjähri⸗ 
gen Verwaltungsrechtspflege und meint, daß es ſogar an der Zeit ſei, dem Ausbau dieſer 
Inſtitution wieder mehr Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Renk gibt feiner Anſchauung 
über den bezüglichen Ausbau im Nachſtehenden Ausdruck: „Zunächſt wäre Hand an 
die gefetzliche Regelung des Proceßverfahrens zu legen, nachdem eine zehnjährige Er⸗ 
fahrung die Lücken der beſtehenden und die Erforderniſſe einer künftigen entſprechen⸗ 
den Verfahrensordnung klarer hat vortreten laſſen. Sodann wäre zu erwägen, ob 
nicht die Competenz der Verwaltungsgerichte principiell weiter auszudehnen ſei. Die 
Verwaltungsrechtspflege hat nach dem Geiſte unſerer Organiſation den Zweck und die 
Aufgabe, einen gerichtlichen Schutz dafür zu bieten, daß die Verwaltung nach Ge⸗ 
ſetzen geführt wird. Die Staatsverwaltungsbehörden find zwar auch ohnedies ver⸗ 
pflichtet, die Geſetze zu beobachten und insbeſondere bei ihren Maßnahmen und Anfor⸗ 
derungen die Rechte zu wahren, welche dem Einzelnen theils als Glied der Geſammt— 
heit, theils in Beziehung auf andere Glieder der Geſammtheit als ſolche geſeßlich 
zuſtehen. Eine wohlwollende und billig denkende Regierung kann allerdings auch durch 
einen zweckmäßigen Inſtanzenzug innerhalb der Verwaltungsbehörden bis zu einem 
gewiſſen Grad ermöglichen, daß etwaigen Rechtsverletzungen vorgebeugt werde. Für 
gewiſſe beſonders wichtig ſcheinende Rechtsverhältuiſſe wollte man aber durch die Con⸗ 
ſtituirung von Verwaltungsgerichten, ähnlich wie für die Sicherung der Privat⸗ 
rechte durch die Civilgerichte, eine richterliche Behörde ſchaffen, welche völlig unbe⸗ 
theiligt und unabhängig über etwa behauptete Rechtsverletzungen auf Anrufen das 
Recht zu finden hat. Die Streitigkeiten, welche den Verwaltungsgerichten zugewieſen 
wurden, find durch das Verwaltungsgeſetz ſowie durch fpätere Specialgeſetze und 
Verordnungen ausdrücklich und genau bezeichnet. Bei der Auswahl war offenbar ledig⸗ 
lich die Rückſicht maßgebend, ob das zu ſchützende Rechtsverhältniß einerſeits wichtig 
genug iſt, um von einem beſonderen gerichtlichen Schutz umgeben zu werden und ob 
dasſelbe anderſeits der Entſcheidung ber Verwaltung entzogen werden kann, ohne der 
letzteren die Erfüllung ihrer Aufgaben unmöglich zu machen. Ueberblickt man nun den 
Geſchäftskreis der Staatsverwaltung, jo wird man noch auf manche Verhältniſſe ſtoßen, 
welche nach den oben angegebenen Geſichtspunkten im ſtreitigen Falle von den Ver⸗ 
waltungsgerichten entſchieden werden ſollten und könnten, Fälle, in denen es ſich um 
perſönliche und fachliche Leiftungen an Staat, Kreis und Gemeinde, um Wahrung ſog. 
politiſcher Rechte, um den Widerſtreit behaupteter Rechte von Einzelnen unter ſich 
als Glieder des Staats und der Gemeinde handelt, und welche zur Zeit noch von den 
Verwaltungsbehörden erledigt werden. Nach allen dieſen Richtungen ſollte mau une 
ſeres Erachtens die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte erweitern. Man kann dies 
um fo unbedenklicher thun, als eine zehnjährige Erfahrung gezeigt hat, daß die Ver⸗ 
waltungsgerichte keineswegs, wie ängſtliche Gemüther etwa befürchten mochten, 
Neigung zeigten, ihre Competenz ungebührlich auszudehnen und durch ein 
Uebergreifen auf das Gebiet der Verwaltung letztere in ihrer Thätigkeit zu behin⸗ 
dern. Wie wenig die Gr. Regierung eine derartige Beſorgniß theilt und 
wie ſehr ſie die beſte Garantie in der nunmehr feſtſtehenden Praxis des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes und in der Controle desſelben durch die Oeffentlichkeit und durch die 
Mitwirkung hervorragender Anwälte findet, beweist am ſchlagendſten die Thatſache, 
daß ſie es ſeit Jahren für unnbthig findet, ſich in Fällen, wo ſie nicht unmittelbar 
als Partei erſcheint, an den mündlichen Verhandlungen durch einen Vertreter des 
offentlichen Intereſſes zu betheiligen, jo wie die Thatſache, daß während des Beſtehens 
der Verwaltungsgerichte kein einziger Competenzconfliet mit der Verwaltungsbehörde 
erhoben worden iſt. Aber die letzten Jahre waren unverkennbar dem Ausbau unferer 
verwaltungsgerichtlichen Organiſation wenig günſtig. Die auswärtigen Verwicklungen, 
die Kriege, das Emporwachſen des deuiſchen Reiches, die kirchlich-politiſchen Händel 
abforbirten die öffentliche Aufmerkſamkeit faſt ausſchließlich. Das Verſtändniß für die 
Bedeutung und den Werth der neuen Inſtitution machte dagegen nur geringe Fort— 
ſchritte. Die Rechtſprechung über die Streit: keiten des öffentlichen Rechts bietet 
keine Spur jener ſenſationellen Momente, welche dem Publicum die Sitzungen der 
Civil- und Strafgerichte oft ſo anziehend machen; fie berühren in der Regel die geld— 
lichen Intereſſen der Betheiligten nur im untergeordneten Grade. Wenn nun noch 
überdies die Staatsverwaltung gewiſſenhaft bemüht iſt, bei allen ihren Maßnahmen 
und Anforderungen ſich ſtrenge in den Grenzen ihrer Befugniſſe zu halten und die 
Rechte der Einzelnen und der Corporationen ſorgfältig zu berückſichtigen, jo kann ſich 
bei der großen Maſſe der Fernſtehenden unmöglich ein lebhaftes Bewußtſein von der 
Nothwendigkeit und dem Segen einer conſequent durchgeführten Verwaltungsrechts⸗ 
pflege entwickeln. Und gerade in dieſem Falle befinden wir uns. Aber wer bürgt dafür, 
daß die Staatsverwaltung für alle Zeiten von einem loyalen, ſtrenge geſetzlichen Geiſte 
getragen wird? Iſt nicht vielleicht gerade das Beſtehen einer Gerichtsbarkeit, welche 
ein etwaiges ungeſetzliches Vorgehen mit Ernſt und Nachdruck zu rügen und zurück 


zuweiſen berufen iſt, ein nicht zu unterſchätzender Grund, warum die Verwaltungsbe⸗ 
hörden, wie der Fachmann aus der ſorgfältigen Motivirung ihrer wichtigeren Ent⸗ 
ſcheidungen entnehmen kann, bei ihren Beſchlüſſen namentlich auch der Frage, ob und 
wie weit fie innerhalb der Grenzen ihrer geſetzlichen Befugniß handeln, eine vorzugs⸗ 
weiſe Berückſichtigung ſchenken? Und wäre es nicht ein Gebot der politiſchen Weis⸗ 
heit, in der Ausbildung des für die Verwirklichung des Rechtsſtaats fo wichtigen 
Juſtituts, einen tüchtigen Schritt vorwärts zu thun zu einer Zeit, wo auf dieſem 
Gebiete Ruhe und Frieden und Harmonie herrſcht und bevor nicht vorherzuſehende 
Zwiſchenfälle den Gegenſtand zu einem Zankapfel zwiſchen den politiſchen Parteien 
machen? Es handelt ſich dabei nicht allein um die Erweiterung der Zuſtändigkeit 
der Verwaltungsgerichte, ſondern es wäre nochmals in reifliche Ercägung zu 
ziehen ob nicht die Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes in gleicher Weiſe 
wie die Mitglieder des oberſten Gerichtshofes für Civil- und Strafiachen mit den 
Attributen richterlicher Unabhängigkeit zu bekleiden ſeien, — nicht wegen der Perſon 
der Verwaltungsrichter, denn dieſe müſſen und werden die Bürgſchaft für ihre Inte— 
grität zunächſt in ſich ſelbſt, in ihrer Geſinnung und Berufstreue erblicken, jondern 
wegen des öffentlichen Vertrauens, ohne welches die Entſcheidungen über die wichtig— 
ſten öffentlichen Rechte in kritiſchen Zeiten möglicherweiſe gerade dann wirkungslos 
bleiben würden, wenn die Regierung am meiſten Werth darauf legen möchte, ſich auf 
dieſelben als Ausſprüche einer unabhängigen richterlichen Behörde berufen zu können, 
Baden war einer der erſten deutſchen Staaten, welcher in der Conſtitutrung der Ver— 
waltungsrechtspflege entſcheidende Schritte gethan hat. Es iſt eine Ehrenſache, daß 
wir uns nicht überholen laſſen. Möge das zweite Jahrzehnt, in welches wir nunmehr 
eintreten, Zeuge ein er fortdauernden gefunden und gedeihlichen Entwicklung unſerer 
Drganifation fein.” 


(Die Zuſtellungsgebühren für Gerichts- und Amtsdiener.) 
Gegenwärtig beziehen Gerichtsdiener für die Grundbuchs- oder Proceßacten⸗Zuſtel⸗ 
lungen von jeder betreffenden Partei 17½ kr., gleichviel, ob die Parteien an der 
äußerſten Grenze des Gerichtsſprengels oder in der Nähe des Amtes den Wohnort 
haben; nur find Parteien, deren Wohnſitz im Umfange einer Halbmeile vom Amte 
liegen, von dieſen Auslagen enthoben. Acten in Strafverhandlungsſachen und in 
Verwaltungsangelegenheiten müſſen unentgeltlich zugeſtellt werden. 

Ob dieſe Einrichtung im Allgemeinen eine billige und gerechte zu nennen 2! 
Ich will es verſuchen, hier aus der Praktik das Gegentheil zu zeigen. 

Iſt die Partei, welche ihren Wohnſitz vom Gerichtsamte mehrere Meilen ent⸗ 
fernt liegen hat, gegen die dieſem Amte näher liegenden ſchon dadurch in großem 
Nachtheile, daß ſie bedeutende Wege und Auslagen zu machen und zu tragen hat, um 
die Hilfe bei Gericht erſt begehren zu können. Im Laufe der Gerichtsverhandlung 
ſteigern ſich deren Auslagen wieder in dem Maße, als ihre Entfernung eine größere 
iſt Der Grund, warum diesfalls nur den nächſtgelegenen Parteien eine Begünſtigung 
zuerkannt wurde, läßt ſich ſchwer finden. 

Unter den gegenwärtigen Ausgaben, welche die Gemeinden zu tragen, iſt die 
Entlohnung des Gemeindedieners nicht die kleinſte. Der Gemeindediener hat nebſt 
den allgemeinen Bedienungen des Gemeindeamtes auch an einzelne Parteien Acten 
in Steuer-Gebühren-, Straf- und Polizeiweſen ꝛc. zuzuſtellen, die aus Privatinter- 
eſſe oder Unſittlichkeit u. dergl. herrühren. Für dieſe Bedienung muß er von der 
Geſammtgemeinde entlohnt werden. Der ordentliche ruhige Steuerträger hat demnach 
für den Friedenſtörer, für den einzelnen Gewinnſuchenden eine bedentende Laſt zu 
tragen. Laſten, welche der Einzelne verurſacht oder veranlaßt, ſollen billiger Weiſe 
wohl nur von dieſem getragen werden. 

Würde den Gemeinden das Recht gegeben, für Actenzuſtellungen von Par- 
teien eine Gebühr einheben zu dürfen, ſo müßte ſich ihre Auslage für den Gemeinde⸗ 
diener bedeutend vermindern; die Zuſtellung würde aber auch ſicher an die betref— 
fende Partei gelangen, während jetzt ſehr häufig Schulkinder oder Nachbarsleute um 
das Mitnehmen von Aeten erſucht werden, und ſodann ein richtiges Einhändigen 
zweifelhaft bleibt. Sehr widerlich iſt auch die Gepflogenheit, daß Schulſtraferkennt⸗ 
niſſe durch den Ortsſchulrath, der einestheils dieſe Erkenntniſſe in Vorſchlag gebracht, 
zugeſtellt werden müſſen; dies Zuſtellen würde ja immer nur für die Hemeinde geeig— 
neter ſein, da dieſe einen Diener unterhält, und auch die Strafe nach verſtrichener 
Recurszeit im Exeutionswege einheben muß; während ihr jetzt weder Zuſtellungstag 
noch Recursergreifen mitgetheilt wird. 

Schließend möchte ich noch bemerken, daß bei Bemeſſung der Dienergebühren 
vom Halbkreuzer wohl abgegangen werden könnte, und dafür 18 kr. angenommen 
werden dürften. (Kärtn. Gem. Blatt.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom J. Auguſt 1874, 3. 8667 in Betreff des 
Verhältniſſes zu Rußland bezüglich Hereinbringung von Krankenverpflegskoſten für 
die beiderſeitigen Unterthanen. 


Das k. und k. Miniſterium des Aeußern hat mit Zuſchrift vom 2. Junf l. J., 
3. 7554/X eine von der k. und k. Botſchaft in Petersburg eingeſendete Note des kaif. 
ruſſiſchen auswärtigen Amtes vom 18. (30.) April 1874, 3. 2972 anher mitgetheilt, 
worin in eingehendſter Weiſe die in Rußland beſtehenden Normen über den Erſatz 
der für die Verpflegung dortiger Unterthanen im Auslande erwachſenden Koſten dar: 
geſtellt ſind. 

Aus dieſer Note geht hervor, daß die diesfälligen ruſſiſchen Vorſchriften vor 
Allem unterſcheiden, ob die betreffenden Perſonen, welche jedenfalls mit giltigen ruſ— 
ſiſchen Legitimationspapieren verſehen ſein müſſen, im Auslande in Verſorgungs— 
häuſern (Pfründneranſtalten ꝛc.) oder in Irrenanſtalten oder ſchließlich in eigent— 
lichen Krankenheilanſtalten untergebracht wurden. 

Bezüglich der erſten und zweiten Kategorie wird der fragliche Koſtenerſatz un— 
bedingt aus öffentlichen, der kaiſ, rufſiſchen Regierung unterſtehenden Fonds geleiſtet. 

Was jedoch die den Anſtalten der dritten Claſſe durch Verpflegung ruſſiſcher 
Unterthanen ſich ergebenden Koſten anbelangt, ſo werden dieſelben allerdings nicht 
aus Regierungsmitteln erſetzt, ſondern iſt die Forderung zunächſt aus dem Vermögen. 
des Verpflegten auf adminiſtrativem Wege hereinzubringen, oder wenn derſelbe kein 
ſolches beſitzen ſollte, find die Verwandten oder die Zuſtändigkeitsgemeinde wegen der 
Berichtigung anzugehen und es erklärt ſich die ruſſiſche Regierung bereit, in letzterem 
Falle auf Grund einer ihr im diplomatiſchen Wege zukommenden diesfälligen Recla⸗ 
mation jederzeit die Dazwiſchenkunft ihrer Behörden eintreten zu laſſen. 

Wenn nun auch in der vorbezeichneten Note des kaiſ. ruſſtſchen auswärtigen 
Amtes ausdrücklich beigefügt wird, daß es dem guten Willen der Verwandten oder der 
Zuſtändigkeitsgemeinde des Verpflegten anheimgeſtellt bleiben müſſe, einer ſolchen 
Aufforderung nachzukommen, ſo hat doch das k. und k. Miniſterium des Aeußern in 
der Eingangs erwähnten Zuſchrift darauf hingewieſen, daß bisher in der Regel jede 
zur Kenntniß der ruſſiſchen Regierung gebrachte derartige Reclamation auch wirklich 
zur Hereinbringung des betreffenden Erſatzes geführt hat. 

Mit Rückſicht auf dieſen Umſtand erachtet es das Miniſterium des Innern 
im Einverſtändniſſe mit dem k. und k. Miniſterium des Aeußern nicht für angezeigt, 
die obige Erklärung des kaiſ. ruſſiſchen auswärtigen Amtes zum Anlaſſe zu nehmen, 
um unſererſeits prineiptell jede Erſatzleiſtung für die in rufftſchen Krankenhänſern 
verpflegten hierländiſchen Staatsangehörigen abzulehnen und fo dem bisherigen fac- 
tischen Zuſtande der ſchließlich jeweilig die beiderſeitige Berichtigung der Verpflegs⸗ 
koſten zum Refultate gehabt hat, vielleicht ein Ende zu bereiten. 

Ich beehre mich, Hochdieſelben hievon im Nachhange zu dem hierämtlichen 
Erlaſſe vom 9. November 1873, Z. 15.848 *) zur Wiſſenſchaft und weiteren geſälligen 
Veranlaſſung in Kenntniß zu ſetzen. 


) Enthalten in Nr. 50 auf S. 200 des Jahrganges 1873 dieſer Zeitichrift. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben zu unbeſoldeten Conſuln ernannt: den Banqnier Karl 
Laden burg für Mannheim, den Handelsmann Rudolf Heimendahl für Buenos- 
Ayres und den Handelsmann Wilhelm Dorr für Malaga. 

Seine Majeſtät haben dem Dr. Theodor Meynert den Titel eines Regie— 
rungsrathes tarfrei verliehen. eh 

Seine Majeſtät haben dem in Ruheſtand tretenden landſchaftlichen Haupt: 
caſſier in Innsbruck Ferdinand v. Attlmayr das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur im Miniſterium des Innern 
Ignaz Feder zum Baurathe für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg 

ernannt. 
Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Karl Kramerius zum 
Statthaltereiſecretär in Mähren ernannt. 


Erledigungen. 


Findelkinderarztesſtelle für Brezowa und Bukotz mit Jahrespauſchale von 
800 fl. und für Miava und Turoluka mit einem Pauſchale von 400 fl. jährlich, bis 
Ende November. (Amtsblatt Nr. 227.) 

Statthalterei⸗Secretärsſtelle bei der küſtenländiſchen Statthalterei mit der 
achten Rangsclaſſe, bis 31. October. (Amtsbl. Nr. 236.) 

Revidentenſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei der Finanzlandesdirection in 
Graz, eventuell eine Rechnungsoffieialsſtelle in der zehnten oder eine Rechnungs ſſſiſten⸗ 
tenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 238.) 

Haupt⸗Steuereinnehmersſtelle in der achten Rangsclaſſe, eventuell eine Steuer⸗ 
einnehmersſtelle in der neunten, eventuell eine Steueramts-Adjunctenſtelle in der 
eilften Rangsclaſſe in Nieder-Defterreich, gegen Cautionsleiſtung, bis 20. November. 
(Amtsbl. Nr. 240.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


